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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Gerd Poppe 
und der Gruppe BÜNDNIS 90f DIE GRÜNEN 
— Drucksache 12/8533 — 


Transparenz über Entscheidungen in der Europäischen Union 


Die Teilnehmerstaaten des Maastrichter Gipfels haben in ihrer Erklä- 
rung zum Vertrag über die Europäische Union (Schlußakte II, Erklärung 
Nr. 17) beschlossen, der Öffentlichkeit mehr Informationen über die 
Arbeit der EU-Gremien zugänglich zu machen und deren Beschlußver- 
fahren transparenter zu machen. Dies stärke „den demokratischen 
Charakter der Organe und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die 
Verwaltung". 

Aufgrund zweier Berichte der Kommission sowie eines Vorschlags der 
Koordinatoren des K 4 -Ausschusses beschloß das Generalsekretariat des 
Rates am 6. Dezember 1993 gegen den Widerstand der niederländischen 
und dänischen Vertreter einen „Verhaltenskodex" gegenüber entspre- 
chenden Informationsersuchen. Nach diesem Kodex, der seit Anfang 
des Jahres 1994 angewendet wird, soll eine umfassende Information von 
vornherein verwehrt werden in den Bereichen pohzeiüche und justi- 
zielle Zusammenarbeit sowie Verteidigungs- und Außenpohtik (Titel V 
und VI des EU- Vertrages); im übrigen werden Auskünfte von stark 
einengenden Voraussetzungen abhängig gemacht. 

Vor dem Europäischen Gerichtshof in Luxemburg hat die niederländi- 
sche Regierung inzwischen Klage gegen diesen Kodex-Beschluß erho- 
ben (Fall C 58/94). Gegen die Umsetzung dieser Geheimhaltungsregula- 
rien im konkreten Fall hat auch die britische Zeitung „Guardian" dort im 
Mai Klage erhoben; eine weitere der „Financial Times" wird erwartet. 
Am 27. Mai 1994 hat der Rechtsausschuß des Europäischen Parlaments 
einstimmig beschlossen, zur Unterstützung der niederländischen Klage 
dem Verfahren beizutreten. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amtes vom 1 1. Oktober 1994 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Vorbemerkung 

Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung in Edinburgh 
(11. /12. Dezember 1992) auf maßgebliche Initiative der Bundesre- 
gierung eine Reihe von Maßnahmen eingeleitet, um die Gemein- 
schaftstätigkeit offener und bürgernäher zu gestalten. Auf diese 
Weise wird der bei Abschluß des Vertrags über die Europäische 
Union eingegangenen Verpflichtung entprochen, durch „Trans- 
parenz des Beschlußverfahrens den demokratischen Charakter 
der Organe und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Verwal- 
tung" zu stärken (Schlußakte III, Erklärung Nr. 17). Hierzu gehö- 
ren die öffentliche Abhaltung von Ratstagungen, die Vereinfa- 
chung von Rechtsakten, die Veröffentlichung von Abstimmungs- 
ergebnissen im Rat, die Veröffentlichung der vom Rat nach dem 
Verfahren nach den Artikeln 189 b und 189 c EG-Vertrag fest- 
gelegten gemeinsamen Standpunkte und der dazugehörigen Be- 
gründung sowie der erleichterte Zugang der Bürger zu Dokumen- 
ten der Unionsorgane. Alle Maßnahmen sind inzwischen in Kraft 
getreten und in die Praxis umgesetzt worden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung wie auch der Regierungen 
der allermeisten anderen Mitgliedstaaten handelt es sich hierbei 
um einen wichtigen Schritt, die vielfach empfundene Komplexität 
und Undurchsichtigkeit der Entscheidungsprozesse in Brüssel 
abzubauen. Ziel ist hierbei, die Unionsarbeit den Bürgern ver- 
ständhcher zu machen und die Akzeptanz der Union in der Bevöl- 
kerung zu verbessern. 

Um den Zugang der Allgemeinheit zu Gemeinschaftsinformatio- 
nen deutiich zu erleichtern, haben der Rat und die Kommission am 
6. Dezember 1993 einen „Verhaltenskodex für den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Rats- und Kommissionsdokumenten" angenom- 
men (abgedruckt im Amtsblatt der EG, 36. Jahrgang, Teil L, 
Nr. 340 vom 31. Dezember 1993 [S. 41 f.], Anlage 1). Dieser regelt 
die Grundsätze und die Ausschließungsgründe des Informations- 
zugangs und soll nach zwei Jahren, also im Dezember 1995, 
überprüft werden. 

Darüber hinaus hat jedes der beiden Organe Ausführungsbestim- 
mungen erlassen, die die allgemeinen Regeln des Verhaltens- 
kodex ergänzen und konkretisieren. 

Der Rat hat am 20, Dezember 1993 für seinen Bereich Ausfüh- 
rungsbestimmungen zu diesem Kodex gebilligt („Beschluß des 
Rates vom 20. Dezember 1993 über den Zugang der Öffentlichkeit 
zu Ratsdokumenten", abgedruckt im Amtsblatt der EG, 36. Jahr- 
gang, Teil L, Nr. 340 vom 31. Dezember 1993 [S. 43 f.]). Nach 
Maßgabe dieser Bestimmungen ist der Zugang zu Informationen 
die Regel. Ausnahmen sind gemäß Artikel 4 dieser Ausführungs- 
bestimmungen nur zulässig im Falle der Beeinträchtigung eines 
schutzwürdigen oder übergeordneten Interesses. Die am 6. De- 
zember 1993 geänderte Geschäftsordnung des Rates (Anlage 2) 
regelt in Artikel 7 Abs. 5 im einzelnen, wann die Abstimmungs- 
protokolle veröffentlich werden. 


2 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/8569 


Die europäischen Regelungen zur Transparenz sind in einer Viel- 
zahl von Punkten großzügiger als die meisten nationalen Regeln 
in diesem Bereich. Zugleich stellen sie das erforderliche Gleichge- 
wicht her zwischen der Notwendigkeit zu größerer Transparenz 
sowie der in Artikel 214 EGV enthaltenen Verpflichtung, die 
Vertraulichkeit und somit letztlich auch die Effizienz der Rats- 
arbeit zu gewährleisten. 


1. Wie hat die Bundesregierung im Ministerrat der Europäischen Union 
seit 1989 jeweils über die Richtlinien-Entwürfe der Kommission 
abgestimmt und ihr Ab stimmverhalten begründet? (Bitte in Antwort 
jeweils Nummer und Titel der Entwürfe nennen.) 


Die vom Rat am 20. Dezember 1993 angenommenen Ausfüh- 
rungsbestimmungen über den Zugang der Öffentlichkeit zu Rats- 
dokumenten sowie die am 6. Dezember 1993 vom Rat beschlosse- 
nen Änderungen der Geschäftsordnung des Rates, auf die in der 
Vorbemerkung bereits verwiesen wurde, sind grundsätzlich nur 
auf Entscheidungen anwendbar, die nach deren Inkrafttreten 
getroffen wurden. Eine rückwirkende Anwendung ist nicht vorge- 
sehen. Die Anfertigung einer vollständigen Liste, die das Abstim- 
mungsverhalten Deutschlands bzw. der anderen Mitgliedstaaten 
über die 595 seit 1989 verabschiedeten Richtlinien zum Gegen- 
stand hätte, ist daher nicht möglich. Für die Zeit seit Inkrafttreten 
der erwähnten Bestimmungen im Dezember 1993 gilt das in der 
Vorbemerkung erwähnte Verfahren. 

Die Bundesregierung unterrichtet wie auch in der Vergangenheit 
die zuständigen Ausschüsse des Deutschen Bundestages regel- 
mäßig und umfassend über den Stand der Europapolitik und ihre 
europapolitischen Vorhaben.- 

Darüber hinaus bemüht sie sich, die Bevölkerung über die Zielset- 
zungen ihrer Europapolitik genau zu informieren, um die Akzep- 
tanz der Europäischen Uiüon stetig weiter zu erhöhen. Zu diesen 
Bemühungen zählt auch, daß die Bundesregierung die Öffentlich- 
keit über Verhandlungsergebnisse der Ratstagungen in Presse- 
konferenzen der jeweiligen Minister informiert. 


2. Wie lauten die entsprechenden Angaben für die Vertreter der an- 
deren EU-Staaten? 


Siehe Antwort zu Frage 1 . 


3. Falls die Bundesregierung eine Beantwortung von Frage 1 ablehnen 
soUte: 

a) aus welchem Grund? 

b) Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß es gerade der 
Bundesregierung zur Zeit ihrer Rats-Präsidentschaft schlecht 
anstünde, ihr politisches Agieren hinter der Europäischen Union 
zu verstecken? 
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c) Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß diese gericht- 
lich angefochtenen Richtlinien für Mitteilungen der EU-Organe 
an Bürger keine hindernde Wirkung für nationale Regierungen 
entfalten, Abgeordnete ihres Landes zu informieren? 

d) Trifft es zu, daß nach diesen Richthnien des Rats vor Mitteilungen 
über das Abstimmungsverhalten eines bestimmten Staates nur 
dessen Genehmigung eingeholt werden soll, nicht aber die 
Zustimmung sämtlicher EU-Staaten? 

e) Stimmt die Bundesregierung unserer Auffassung zu, daß sie 
demnach keinesfalls durch diese Richtlinien gehindert ist, ihr 
eigenes Abstimmverhalten mitzuteüen? 


Die Bundesregierung hat bereits Frage 1 beantwortet; eine Beant- 
wortung dieser Frage erübrigt sich somit. Sie verweist hierzu auf 
die Antwort zu Frage 1 . 


4. Ist die Bundesregierung bereit, den Fragestellern - um deren Ver- 
trauen in die Verwaltung zu stärken - die geltenden Richtlinien für 
den Umgang mit Auskunftsersuchen zugänglich zu machen? 

Falls die Bundesregierung dazu nicht bereit sein sollte, warum nicht? 


Die geltenden Richtlinien für den Umgang mit Auskunftsersuchen 

sind allgemein zugänglich. Es handelt sich um 

— den „Verhaltenskodex für den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Rats- und Kommissionsdokumenten" vom 6. Dezember 1993, 

— die vom Rat für seinen Bereich erlassenen Ausführungsbestim- 
mungen über den Zugang der Öffentlichkeit zu Ratsdokumen- 
ten vom 20. Dezember 1993 (beide abgedruckt im Amtsblatt 
der EG, 36. Jahrgang, Teil L, Nr. 340 vom 31. Dezember 1993, 
S.41ff.), 

— die Geschäftsordnung des Rates in der Fassung vom 6. Dezem- 
ber 1993. 


5. Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung während ihrer Rats- 
präsidentschaft ergreifen, um 

a) das Transparenz gebot der in der Vorbemerkung erwähnten Ent- 
schließung wirksam umzusetzen und die unverständhchen 
Geheimhaltungspraktiken der EU-Organe zu beenden, 

b) ein allgemeines Akteneinsichtsrecht der Bürger und ßürgerin- 
nen, wie es in den künftigen skandinavischen EU-Mitghedslän- 
dern bereits existiert, auch auf Unionsebene einzuführen, 

c) zusammen mit der Kommission regelmäßiger als bisher das Euro- 
päische Parlament vor allem gemäß Artikel K 6 des EU- Vertrages 
über die Arbeiten in den Bereichen Justiz und Inneres zu unter- 
richten, 

d) zu veranlassen, daß der hierzu geschaffene gemeinsame Aus- 
schuß von Rat, Kommission und Europaparlament über einein- 
halb Jahre nach dem Maastrichter Vertragsschluß erstmals Zu- 
sammentritt? 


ZU a) Die Bundesregierung, auf deren maßgebliche Initiative die 
auf dem Europäischen Rat in Edinburgh im Dezember 1992 
beschlossenen Maßnahmen zur Erhöhung der Transparenz 
der Unionstätigkeit (Anlage 3) zurückgehen, wird auch 
unter ihrer Ratspräsidentschaft weiterhin aktiv dahin wir- 
ken, die Transparenz der Unionsorgane zu verbessern. Seit 
Inkrafttreten der Bestimmungen zur Transparenz hat sich 
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die Praxis des Rates in diesem Bereich ständig in Richtung 
mehr Offenheit und Bürgernähe bewegt. 

zu b) Seit Inkrafttreten der Transparenzbestimmungen im 
Dezember 1993 ist die Einsichtnahme in Dokumente des 
Rates bzw. der Kommission rechtlich verankert. Beschrän- 
kungen bestehen u. a. in den Fällen, wo der Schutz der 
Privatsphäre nicht gewährleistet und somit das Recht auf 
informationeile Selbstbestimmung verletzt werden könnte. 

zu c) Die Bundesregierung unterrichtet während der deutschen 
Ratspräsidentschaft aktiv das Europäische Parlament ge- 
mäß Artikel K 6 EU-Vertrag (EUV) über die Arbeiten im 
Bereich der Innen- und Justizpolitik, konsultiert das Parla- 
ment in wichtigen Fragen und achtet darauf, daß seine 
Auffassungen gebührend berücksichtigt werden. Abge- 
sehen von der Übermittlung der Dokumente zu Vorhaben 
in den Bereichen Justiz und Inneres stellen sich die zustän- 
digen deutschen Ratsvorsitzenden dem Europäischen Par- 
lament zur Verfügung, indem sie auf dessen Einladung an 
den Sitzungen der zuständigen Ausschüsse und an der 
jährlichen Aussprache gemäß Artikel K 6 EUV teilnehmen. 
So haben Bundesministerin Sabine Leutheusser-Schnar- 
renberger und Bundesminister Manfred Kanther die zu- 
ständigen Ausschüsse am 15. September 1994 über alle 
Vorhaben im Bereich der Zusammenarbeit Justiz und Inne- 
res unterrichtet. Des weiteren wurde die Delegation des 
Ausschusses für Grundfreiheiten und Innere Angelegen- 
heiten vom Bundesminister Manfred Kanther am 7. Sep- 
tember 1994 unmittelbar über die beim informellen Mini- 
stertreffen der Justiz und Innenminister erreichten For- 
schritte in Kenntnis gesetzt. Außerdem hat Staatssekretär 
Dr. Kurt Scheiter an den Ausschußsitzungen vom 27. Juli 
und 26. September 1994 teilgenommen und diesen umfas- 
send über Ziele und Schwerpunkte der deutschen Präsi- 
dentschaft informiert. 

zu d) Rat, Kommission und Europäisches Parlament stehen in 
ständigem Gespräch über die Konkretisierung der Beteili- 
gungsrechte des Europäischen Parlaments. Die Bundes- 
regierung wird eine enge Zusammenarbeit zwischen Rat, 
Kommission und Europäischem Parlament nach Kräften 
fördern. 
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Anlage 1 


Amtsblatt 






der Europäischen Gemeinschaften 


in deutscher Sprache Rechtsvorschriften 


ISSN 0376-9453 

L 340 

36. Jahrgang 
31. Dezember 1993 


Inhalt I Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte 

★ Verordnung (EG) Nr. 3675/93 des Rates vom 20. Dezember 1993 zum Abschluß 
eines Abkommens in Form von Briefwechseln zwischen der Europäischen Gemein- 


schaft und der Regierung Kanadas über die Fischereibeziehungen 1 

Abkommen in Form von Briefwechseln zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der 
Regierung Kanadas über die Fischereibeziehungen 3 

★ Richtlinie 93/1 18/EG des Rates vom 22. Dezember 1993 zur Änderung der 

Richtlinie 85/73/EWG über die Finanzierung der Untersuchungen und Hygienekon- 
trollen von frischem Fleisch und Geflügelfleisch 15 

★ Richtlinie 93/ 11 9/EG des Rates vom 22. Dezember 1993 über den Schutz von 

Tieren zum Zeitpunkt der Schlachtung oder Tötung 21 


★ Richtlinie 93/120/EG des Rates vom 22. Dezember 1993 zur Änderung der 

Richtlinie 90/539/EWG über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den inner- 
gemeinschaftlichen Handel mit Geflügel und Bruteiern sowie für ihre Einfuhr aus 
Drittländern 35 

★ Richtlinie 93/121/EG des Rates vom 22. Dezember 1993 zur Änderung der 

Richtlinie 91/494/EWG über die tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den inner- 
gemeinschaftlichen Handel mit frischem Geflügelfleisch und für seine Einfuhr aus 
Drittländern 39 


II Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte 

Rat 

93/730/EG: 

★ Verhaltenskodex für den Zugang der Öffentlichkeit zu Rats- und Kommissionsdoku- 


menten 41 

Erklärung des Rates 42 

93/731/EG: 


★ Beschluß des Rates vom 20. Dezember 1993 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
2 Ratsdokumenten 43 


Bei Rechtsakten, deren Titel in magerer Schrift gedruckt sind, handelt es sich um Rechtsakte der laufenden Verwaltung im Bereich der 
Agrarpolitik, die normalerweise nur eine begrenzte Geltungsdauer haben, 

Rechtsakte, deren Titel in fetter Schrift gedruckt sind und denen ein Sternchen vorangestellt ist, sind sonstige Rechtsakte. 
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Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 


Nr. L 340/41 


II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte) 


RAT 


VERHALTENSKODEX FÜR DEN ZUGANG DER ÖFFENTLICHKEIT ZU RATS- UND 

KOMMISSIONSDOKUMENTEN 

(93/730/EG) 


DER RAT UND DIE KOMMISSION — 

GESTÜTZT auf die Erklärung zum Recht auf Zugang zu Informationen in der Schlußakte des Vertrages 
über die Europäische Union, in der hervorgehoben wird, daß die Transparenz des Beschlußverfahrens den 
demokratischen Charakter der Organe und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Verwaltung stärkt, 

IN ANBETRACHT der Tatsache, daß in den Schlußfolgerungen der Tagungen des Europäischen Rates in 
Birmingham und Edinburgh einige Grundsätze für eine bürgernähere Gemeinschaft vorgesehen sind, 

EINGEDENK der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates von Kopenhagen, in denen der Grundsatz 
eines möglichst umfassenden Zugangs der Bürger zu Informationen bekräftigt und an den Rat und die 
Kommission die Aufforderung gerichtet worden ist, rasch die für die Verwirklichung dieses Grundsatzes 
erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, 

DAVON AUSGEHEND, daß es wünschenswert ist, einvernehmlich Grundsätze für den Zugang zu den 
Dokumenten der Kommission und des Rates festzulegen, wobei es jedem der beiden Organe obliegt, diese 
Grundsätze durch spezifische Vorschriften zu verwirklichen, 

IN DER ERWÄGUNG, daß diese Grundsätze die geltenden Bestimmungen über den Zugang zu den 
Dossiers, die unmittelbar Personen betreffen, die daran ein spezifisches Interesse haben, nicht berühren, 

IN DER ERWÄGUNG, daß bei der Verwirklichung dieser Grundsätze die Bestimmungen über geheimhal- 
tungsbedürftige Informationen voll einzuhalten sind, 

IN DER ERWÄGUNG, daß dieser Verhaltenskodex eine Ergänzung ihrer Informations- und Kommunika- 
tionspolitik darstellt — 


KOMMEN WIE FOLGT ÜBEREIN; 


Allgemeiner Grundsatz 

Die Öffentlichkeit erhält möglichst umfassenden Zugang 
zu den Dokumenten der Kommission und des Rates. 

Der Ausdruck „Dokument“ bezeichnet unabhängig vom 
Datenträger jedes im Besitz des Rates oder der Kommis- 
sion befindliche Schriftstück mit bereits vorhandenen 
Informationen. 


Bearbeitung der Erstanträge 

Der Antrag auf Zugang zu einem Dokument ist schrift- 
lich einzureichen und hinreichend präzise zu formulieren; 


er muß insbesondere Angaben enthalten, aufgrund deren 
das betreffende Dokument bzw. die betreffenden Doku- 
mente ermittelt werden können. 

Gegebenenfalls wird der Antragsteller von dem betreffen- 
den Organ ersucht, seinen Antrag zu präzisieren. 

Ist der Urheber des Dokuments, das sich im Besitz eines 
Organs befindet, eine natürliche oder juristische Person, 
ein Mitgliedstaat, ein anderes Gemeinschaftsorgan oder 
eine andere Gemeinschaftsinstitution oder eine sonstige 
einzelstaatliche oder internationale Organisation, so ist 
der Antrag direkt an den Urheber des Dokuments zu 
richten. 
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Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 


31. 12. 93 


Das betreffende Organ führt im Benehmen mit den 
Antragstellern eine angemessene Lösung herbei, um 
Mehrfachanträgen und/oder Anträgen, die umfangreiche 
Dokumente betreffen, stattzugeben. 

Der Zugang zu den Dokumenten wird gewährt durch 
Genehmigung der persönlichen Einsichtnahme oder durch 
Bereitstellung einer Kopie auf Kosten des Antragstellers, 
wobei sich die Gebühr in einem vertretbaren Rahmen zu 
halten hat. 

Das betreffende Organ kann vorsehen, daß die Person, 
die Zugang zu einem Dokument erhält, dieses nicht ohne 
seine vorherige Genehmigung zu gewerblichen Zwecken 
vervielfältigen oder durch Direktverkauf in Umlauf brin- 
gen darf. 

Die zuständigen Dienststellen des betreffenden Organs 
teilen dem Antragsteller innerhalb einer Frist von einem 
Monat schriftlich mit, ob seinem Antrag stattgegeben 
wird oder ob sie die Absicht haben, dem Organ vorzu- 
schlagen, den Antrag abzulehnen. 


Bearbeitung der Zweitanträge 

Beabsichtigen die zuständigen Dienststellen des betreffen- 
den Organs, diesem die Ablehnung des Antrags vorzu- 
schlagen, so setzen sie den Antragsteller davon in Kennt- 
nis und weisen ihn darauf hin, daß er das Organ binnen 
eines Monats durch Einreichung eines Zweitantrags um 
Überprüfung dieses Standpunkts ersuchen kann und daß 
anderenfalls davon ausgegangen wird, daß er seinen 
Erstantrag zurückgezogen hat. 

Beschließt das betreffende Organ, den Zugang zu einem 
Dokument nach einem Zweitantrag zu verweigern, so ist 
dieser Beschluß, der binnen eines Monats nach Einrei- 
chung des Zweitantrags ergehen muß,, dem Antragsteller 
so bald wie möglich schriftlich mitzuteilen; er ist ord- 
nungsgemäß zu begründen und muß eine Angabe der 
möglichen Rechtsmittel enthalten: Klageerhebung bzw. 
Beschwerde beim Bürgerbeauftragten gemäß Artikel 173 


bzw. 138e des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft. 

Regelung der Ausnahmen 

Die Organe verweigern den Zugang zu Dokumenten, 
wenn sich durch deren Verbreitung eine Beeinträchtigung 
ergeben könnte in bezug auf 

— den Schutz des öffentlichen Interesses (öffentliche 
Sicherheit, internationale Beziehungen, Währungssta- 
bilität, Rechtspflege, Inspektionstätigkeiten); 

— den Schutz des einzelnen und der Privatsphäre; 

— den Schutz des Geschäfts- und Industriegeheimnisses; 

— den Schutz der finanziellen Interessen der Gemein- 
schaft; 

— die Wahrung der Vertraulichkeit, wenn dies von der 
natürlichen oder juristischen Person, die die Informa- 
tion zur Verfügung gestellt hat, beantragt wurde oder 
aufgrund der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, 
der die Information bereitgestellt hat, erforderlich ist. 

Die Organe können ferner den Zugang verweigern, um 
den Schutz des Interesses des Organs in bezug auf die 
Geheimhaltung seiner Beratungen zu gewährleisten. 

Durchführung 

Die Kommission und der Rat ergreifen vor dem 1. Januar 
1994 jeweils für ihren Zuständigkeitsbereich die erforder- 
lichen Maßnahmen zur Durchführung dieser Grund- 
sätze. 

Überprüfung 

Der Rat und die Kommission kommen überein, daß 
dieser Verhaltenskodex nach zweijähriger Erfahrung 
anhand von Berichten, die die Generalsekretäre des Rates 
und der Kommission erstellen, überprüft wird. 


Erklärung des Rates 


Dieser Verhaltenskodex und die vom Rat und von der Kommission aufgrund dieses Kodex 
jeweils gefaßten Beschlüsse sollen den Zugang der Öffentlichkeit zu Rats- und Kommissionsdo- 
kumenten ermöglichen. 

Sie haben weder eine Abweichung von den bisherigen Gepflogenheiten noch eine Änderung der 
Verpflichtungen der Regierungen der Mitgliedstaaten gegenüber ihren Parlamenten zur Folge. 
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Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 


Nr. L 340/43 


BESCHLUSS DES RATES 
vom 20. Dezember 1993 

über den Zugang der Öffentlichkeit zu Ratsdokumenten 
(93/731/EG) 


DER RAT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 151 Absatz 3, 

gestützt auf seine Geschäftsordnung, insbesondere auf 
Artikel 22, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat und die Kommission haben am 6. Dezember 
1993 einen Verhaltenskodex für den Zugang der Öffent- 
lichkeit zu Rats- und Kommissionsdokumenten gebilligt, 
mit dem sie einvernehmlich die Grundsätze für die Rege- 
lung dieses Zugangs festgelegt haben. 

Für die Anwendung dieser Grundsätze durch den Rat 
sind Vorschriften zu erlassen. 

Diese Vorschriften gelten unabhängig vom Datenträger 
für jedes Dokument, das sich im Besitz des Rates befin- 
det, mit Ausnahme der Dokumente, die eine nicht zum 
Rat gehörenden Person, Organisation oder Institution als 
Urheber haben. 

Der Grundsatz eines umfassenden Zugangs der Öffent- 
lichkeit zu Ratsdokumenten, der sich in den Rahmen 
einer größeren Transparenz der Arbeit des Rates einfügt, 
ist jedoch mit Ausnahmen zu verbinden, die insbesondere 
den Schutz des öffentlichen Interesses, der Einzelperson 
und der Privatsphäre zum Ziel haben. 

Im Bestreben um Rationalisierung und Effizienz ist vorzu- 
sehen, daß der Generalsekretär des Rates im Ngmen des 
Rates und mit dessen Genehmigung die Antworten auf 
.nträge auf Zugang zu Dokumenten unterzeichnet, aus- 
genommen in den Fällen, in denen der Rat über einen 
Zweitantrag zu befinden hat. 

Bei der Durchführung dieses Beschlusses sind die Bestim- 
mungen für den Schutz von Verschlußsachen zu beach- 
ten — 


BESCHLIESST: 

Artikel t 

(1) Die Öffentlichkeit erhält Zugang zu den Dokumen- 
ten des Rates gemäß den Bedingungen dieses Beschlus- 
ses. 

(2) Als Dokument des Rates gilt vorbehaltlich des 
Artikels 2 Absatz 2 unabhängig vom Datenträger jedes im 
Besitz des Rates befindliche Schriftstück mit bereits vor- 
handenen Informationen. 


Artikel 2 

(1) Der Antrag auf Zugang zu einem Ratsdokument ist 
schriftlich beim Rat einzureichen (M- Der Antrag muß 
hinreichend präzise formuliert sein und muß insbesondere 
Angaben enthalten, aufgrund deren das bzw, die betref- 
fenden Dokumente ermittelt werden können. Gegebenen- 
falls wird der Antragsteller um Präzisierung seines 
Antrags ersucht. 

(2) Ist der Urheber des betreffenden Dokuments eine 
natürliche oder juristische Person, ein Mitgliedstaat, ein 
anderes Gemeinschaftsorgan oder eine andere Gemein- 
schaftsinstitution oder eine sonstige einzelstaatliche oder 
internationale Organisation, so ist der Antrag nicht an 
den Rat, sondern direkt an den Urheber des Dokuments 
zu richten. 


Artikel 3 

(1) Der Zugang zu einem Ratsdokument wird gewährt 
durch Genehmigung der persönlichen Einsichtnahme in 
das betreffende Dokument oder durch Bereitstellung einer 
Kopie auf Kosten des Antragstellers. Die Höhe der fälli- 
gen Gebühren wird vom Generalsekretär festgesetzt. 

(2) Die zuständigen Dienststellen des Generalsekretärs 
bemühen sich um eine angemessene Lösung bei Mehrfa- 
chanträgen und/oder Anträgen, die umfangreiche Doku- 
mente betreffen. 

(3) Die Person, die Zugang zu einem Ratsdokument 
erhält, darf dieses nicht ohne vorherige Genehmigung des 
Generalsekretärs vervielfältigen oder zu gewerblichen 
Zwecken durch Direktverkauf in Umlauf bringen. 


Artikel 4 

( I ) Der Zugang zu einem Ratsdokument darf nicht 

gewährt werden, wenn durch die Verbreitung des Doku- 
ments folgendes verletzt werden könnte: 

— der Schutz des öffentlichen Interesses (öffentliche 
Sicherheit, internationale Beziehungen, Währungssta- 
bilität, Rechtspflege, Inspektions- und Untersuchungs- 
tätigkeiten); 

— der Schutz des Einzelnen und der Privatsphäre; 

— der Schutz des Geschäfts- und Industriegeheimnisses; 

— der Schutz der finanziellen Interessen der Gemein- 
schaft; 


(‘) An den Generalsekretär des Rates der Europäischen Union, 
170, Rue de la Loi, 1048 Brüssel, Belgien. 
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— die Wahrung der Vertraulichkeit, wenn dies von der (3) Die Ablehnung eines Zweitantrags muß innerhalb 


natürlichen oder juristischen Person, die eine in dem 
Dokument enthaltene Information zur Verfügung 
gestellt hat, beantragt wurde oder aufgrund der 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, der eine der 
betreffenden Informationen bereitgestellt hat, erfor- 
derlich ist. 

(2) Der Zugang zu einem Ratsdokument kann zwecks 
Geheimhaltung der Erörterungen des Rates verweigert 
werden. 

Artikel 5 

Der Generalsekretär beantwortet im Namen des Rates die 
Anträge auf Zugang zu Ratsdokumenten, außer in den 
Fällen nach Artikel 7 Absatz 3, in denen der Rat die 
Anträge beantwortet. 

Artikel 6 

Jeder Antrag auf Zugang zu einem Ratsdokument wird 
von den zuständigen Dienststellen des Generalsekretariats 
geprüft, die dann vorschlagen, wie der Antrag weiter zu 
behandeln ist. 

Artikel 7 

(1) Die zuständigen Dienststellen des Generalsekretari- 
ats teilen dem Antragsteller innerhalb einer Frist von 
einem Monat schriftlich mit, ob seinem Antrag stattgege- 
ben wird oder ob die Absicht besteht, ihn abzulehnen. Im 
letzteren Fall wird dem Antragsteller außerdem mitgeteilt, 
welches die Gründe für die beabsichtigte Ablehnung sind, 
und daß er binnen eines Monats durch Einreichung eines 
Zweitantrags um Überprüfung dieses Standpunkts ersu- 
chen kann und daß andernfalls davon ausgegangen wird, 
daß er seinen Erstantrag zurückgezogen hat. 

(2) Ergeht innerhalb des auf die Einreichung des 
Antrags folgenden Monats keine Antwort, so gilt der 
Antrag als abgelehnt, es sei denn, der Antragsteller reicht 
innerhalb des folgenden Monats einen Zweitantrag 
gemäß Absatz 1 ein. 


eines Monats nach Antragstellung erfolgen und ist ord- 
nungsgemäß zu begründen. Sie ist dem Antragsteller so 
bald wie möglich schriftlich mitzuteilen, wobei er zugleich 
über den Inhalt der Artikel 138e und 173 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft zu unter- 
richten ist, die die Bedingungen für die Befassung des 
Bürger beauftragten durch natürliche Personen bzw. die 
Überwachung der Rechtmäßigkeit der Handlungen des 
Rates durch den Gerichtshof betreffen. 

(4) Ergeht innerhalb des auf die Einreichung des 
Zweitantrags folgenden Monats keine Antwort, so gilt 
der Antrag als abgelehnt. 


Artikel 8 

Bei der Durchführung des vorliegenden Beschlusses sind 
die Bestimmungen für den Schutz von Verschlußsachen 
zu beachten. 


Artikel 9 

Dieser Beschluß wird nach einem Zeitraum von zwei 
Jahren, in dem Erfahrungen gesammelt werden, über- 
prüft. Im Hinblick auf diese Überprüfung unterbreitet der 
Generalsekretär 1996 einen Bericht über die Durchfüh 
rung des Beschlusses in den Jahren 1994 und 1995. 

Artikel 10 

Dieser Beschluß tritt am 1. Januar 1994 in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel am 20. Dezember 1993. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
W. CLAES 
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II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte) 


RAT 


BESCHLUSS DES RATES 
vom 6. Dezember 1993 
zur Festlegung seiner Geschäftsordnung 

(93/662/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 151 Absatz 3, 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl, insbesondere auf Artikel 30 Absatz 3, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 121 Absatz 3 — 


BESCHLIESST : 


Einziger Artikel 

Die Geschäftsordnung des Rates vom 24. Juli 1979 in der geänderten Fassung vom 
20. Juli 1987 wird durch folgende Bestimmungen ersetzt, die am 7. Dezember 1993 in 
Kraft treten : 


„GESCHÄFTSORDNUNG DES RATES 


Artikel 1 

(1) Der Rat wird von seinem Präsidenten aus eigenem 
Entschluß, auf Antrag eines seiner Mitglieder oder auf 
Antrag der Kommission einberufen. 

(2) Der Präsident teilt sieben Monate vor Beginn seiner 
Amtszeit die Daten mit, die er für die Tagungen des Rates 
während seiner Amtszeit vorsieht. 

(3) Gemäß dem aufgrund der entsprechenden Artikel 
der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemein* 
schäften im gegenseitigen Einvernehmen gefaßten 
Beschluß der Vertreter der Regierungen der Mitglied* 
Staaten vom 12. Dezember 1992 hat der Rat seinen Sitz in 
Brüssel. In den Monaten April, Juni und Oktober hält der 
Rat seine Tagungen in Luxemburg ab. 


Unter außergewöhnlichen Umständen und in hinrei- 
chend begründeten Fällen kann der Rat einstimmig 
beschließen, an einem anderen Ort zu tagen. 

Artikel 2 

(1) Der Präsident stellt die vorläufige Tagesordnung 
jeder Tagung auf. Diese wird den anderen Ratsmitgliedern 
und der Kommission spätestens vierzehn Tage vor 
Beginn der Tagung übersandt. 

(2) Die vorläufige Tagesordnung enthält die Punkte, für 
die der Aufnahmeantrag eines Ratsmitglieds oder der 
Kommission und gegebenenfalls die hierauf bezüglichen 
Unterlagen dem Generalsekretariat spätestens sechzehn 
Tage vor Beginn der betreffenden Tagung zugegangen 
sind. 
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In der vorläufigen Tagesordnung ist ferner vermerkt, über 
welche Punkte der Vorsitz, ein Ratsmitglied oder die 
Kommission eine Abstimmung verlangen können. 

(3) In die vorläufige Tagesordnung können nur die 
Punkte aufgenommen werden, für welche die Unterlagen 
den Ratsmitgliedern und der Kommission spätestens am 
Tage der Übersendung dieser Tagesordnung übermittelt 
werden. 

(4) Das Generalsekretariat teilt den Ratsmitgliedem 
und der Kommission die Aufnahmeanträge und die 
hierauf bezüglichen Unterlagen und Hinweise bezüglich 
der Abstimmung mit, für welche die vorstehend vorge- 
schriebenen Fristen nicht eingehalten worden sind. 

(5) Der Rat setzt die Tagesordnung zu Beginn jeder 
Tagung fest. Für die Aufnahme von Punkten, die nicht 
auf der vorläufigen Tagesordnung stehen, ist Einstimmig- 
keit im Rat erforderlich. Zu den danach aufgenommenen 
Punkten kann eine Abstimmung erfolgen. 

(6) Die vorläufige Tagesordnung besteht aus einem 
Teil A und einem Teil B. In Teil A werden die Punkte 
aufgenommen, die der Rat ohne Aussprache annehmen 
kann ; dies schließt nicht aus, daß ein Ratsmitglied oder 
die Kommission bei der Annahme dieser Punkte 
Meinungen äußert und Erklärungen in das Ratsprotokoll 
aufnehmen läßt. 

(7) Könnte eine Stellungnahme zu einem A-Punkt 
jedoch zu einer erneuten Aussprache führen oder stellt 
ein Ratsmitglied oder die Kommission einen entspre- 
chenden Antrag, so wird der Punkt von der Tagesordnung 
abgesetzt, es sei denn, daß der Rat anders entscheidet. 


Artikel 3 

Vorbehaltlich der Bestimmungen über die Übertragung 
des Stimmrechts gemäß Artikel 7 kann ein Ratsmitglied 
sich vertreten lassen, wenn es verhindert ist, an einer 
Tagung teilzunehmen. 


Artikel 4 

(1) Außer in den Fällen nach Artikel 6 sind die 
Tagungen des Rates nicht öffentlich. 

(2) Die Kommission ist zur Teilnahme an den 
Tagungen des Rates eingeladen. Der Rat kann jedoch 
beschließen, in Abwesenheit der Kommission zu beraten. 

(3) Die Mitglieder des Rates und der Kommission 
können zu ihrer Unterstützung Beamte hinzuziehen. Die 
Zahl dieser Beamten kann vom Rat festgesetzt werden. 

Name und Dienststellung dieser Beamten werden dem 
Generalsekretär zuvor mitgeteilt. 

(4) Für den Zugang zu den Ratstagungen ist die 
Vorlage eines Einlaßscheins erforderlich. 


Artikel 5 

(1) Unbeschadet des Artikels 7 Absatz 5 und anderer 
einschlägiger Bestimmungen unterliegen die Beratungen 
des Rates der Geheimhaltungspflicht, es sei denn, daß der 
Rat anders entscheidet. 

In den Fällen, in denen die Abstimmungsprotokolle des 
Rates gemäß Artikel 7 Absatz 5 veröffentlicht werden, 
können auf Antrag der betroffenen Ratsmitglieder auch 
die bei der Abstimmung abgegebenen Erklärungen zur 
Stimmabgabe im Einklang mit dieser Geschäftsordnung 
und unter Wahrung der Rechtssicherheit und der Inter- 
essen des Rates veröffentlicht werden. 

(2) Der Rat kann die Vorlage einer Abschrift oder eines 
Auszugs seiner Protokolle vor Gericht genehmigen. 

Artikel 6 

(1) Der Rat führt eine Orientierungsaussprache über 
das vom Vorsitz vorgelegte halbjährliche Arbeitspro- 
gramm sowie gegebenenfalls über das jährliche Arbeits- 
programm der Kommission. Die Aussprachen werden 
von den audiovisuellen Medien öffentlich übertragen. 

(2) Der Rat kann im Einzelfall einstimmig beschließen, 
daß auch bestimmte andere seiner Aussprachen von den 
audiovisuellen Medien öffentlich übertragen werden, 
insbesondere wenn sie sich auf eine wichtige, die Inter- 
essen der Union berührende Frage oder auf einen 
Vorschlag für bedeutende neue Rechtsvorschriften 
beziehen. Es obliegt dem Vorsitz, den Ratsmitgliedern 
oder der Kommission, zu diesem Zweck spezifische 
Fragen oder Themen für eine solche Aussprache vorzu- 
schlagen. 

Artikel 7 

(1) Die Abstimmung im Rat erfolgt auf Veranlassung 
seines Präsidenten. 

Der Präsident ist ferner verpflichtet, auf Veranlassung 
eines Ratsmitglieds oder der Kommission ein Abstim- 
mungsverfahren einzuleiten, sofern sich die Mehrheit der 
dem Rat angehörenden Mitglieder dafür ausspricht. 

(2) Die Ratsmitglieder stimmen in der in Artikel 27 
des Vertrags über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), in Artikel 146 
des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft (EG) und in Artikel 1 16 des Vertrags zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) vorgesehenen 
Reihenfolge der Mitgliedstaaten ab, beginnend mit dem 
Mitglied, das nach dieser Reihenfolge auf das den Vorsitz 
führende Mitglied folgt. 

(3) Die Übertragung des Stimmrechts ist nur auf ein 
anderes Ratsmitglied zulässig. 

(4) Für eine Abstimmung im Rat ist die Anwesenheit 
von sechs Ratsmitgliedem erforderlich. 
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(5) Die Abstimmungsprotokolle werden veröffentlicht : 

— wenn der Rat als Gesetzgeber in dem im Anhang zu 
dieser Geschäftsordnung erläuterten Sinne tätig wird, 
es sei denn, daß der Rat anders entscheidet. Diese 
Bestimmung findet Anwendung, wenn der Rat einen 
gemeinsamen Standpunkt gemäß Artikel 189b oder 
Artikel I89c des Vertrags zur Gründung der Europä- 
ischen Gemeinschaft festlegt ; 

— bei Abstimmungen durch die Ratsmitglieder oder 
deren Vertreter im Vermittlungsausschuß gemäß 
Artikel 189b des Vertrags zur Gründung der Europä- 
ischen Gemeinschaft ; 

— wenn der Rat im Rahmen der Titel V und VI des 
Vertrags über die Europäische Union handelt, nach 
einstimmigem Beschluß des Rates auf Antrag eines 
seiner Mitglieder ; 

— in den anderen Fällen nach Beschluß des Rates auf 
Antrag eines seiner Mitglieder. 

Artikel 8 

(1) Beschlüsse des Rates über eine dringende Angele- 
genheit können durch schriftliche Abstimmung gefaßt 
werden, wenn der Rat oder der in Artikel 30 des EGKS- 
Vertrags, Artikel 151 des EG-Vertrags und Artikel 121 des 
EAG-Vertrags genannte Ausschuß der Ständigen Vertreter 
der Mitgliedstaaten (AStV) die Anwendung dieses Verfah- 
rens einstimmig beschließt. Der Präsident kann unter 
besonderen Umständen ebenfalls vorschlagen, auf dieses 
Verfahren zurückzugreifen ; in diesem Fall kann die 
schriftliche Abstimmung erfolgen, wenn sich alle 
Mitgliedstaaten mit diesem Verfahren einverstanden 
erklären. 

(2) Die Zustimmung der Kommission zu diesem 
Verfahren ist erforderlich, wenn die schriftliche Abstim- 
mung einen Gegenstand betrifft, mit dem die Kommis- 
sion den Rat befaßt hat. 

(3) Ein Verzeichnis der im schriftlichen Verfahren 
erlassenen Rechtsakte wird allmonatlich erstellt. 

(4) Auf Veranlassung des Vorsitzes kann der Rat auch 
zur Durchführung der gemeinsamen Außen- und Sicher- 
heitspolitik im Wege des vereinfachten schriftlichen 
Verfahrens (COREU) tätig werden. In diesem Fall gilt der 
Vorschlag nach Ablauf der vom Vorsitz entsprechend der 
Dringlichkeit der Angelegenheit festgesetzten Frist als 
angenommen, wenn kein Ratsmitglied einen Einwand 
erhebt. 

(5) Das Generalsekretariat stellt den Abschluß der 
schriftlichen Verfahren fest. 

Artikel 9 

(l) Über jede Tagung wird ein Protokoll angefertigt; 
dieses wird, nachdem es genehmigt ist, von dem zum 
Zeitpunkt der Genehmigung amtierenden Präsidenten 
und vom Generalsekretär unterzeichnet. 


Im Protokoll wird in der Regel zu jedem Punkt der 
Tagesordnung folgendes verzeichnet : 

— die dem Rat vorgelegten Schriftstücke ; 

— die gefaßten Beschlüsse oder die Schlußfolgerungen, 
zu denen der Rat gelangt ist ; 

— die vom Rat abgegebenen Erklärungen und die Erklä- 
rungen, deren Aufnahme von einem Ratsmitglied 
oder von der Kommission beantragt worden ist. 

(2) Der Entwurf des Protokolls wird vom Generalsekre- 
tariat binnen fünfzehn Tagen erstellt und dem Rat zur 
Genehmigung vorgelegt. 

(3) Jedes Ratsmitglied oder die Kommission kann vor 
der Genehmigung des Protokolls beantragen, daß darin 
ein bestimmter Punkt der Tagesordnung ausführlicher 
behandelt wird. 

(4) Die in Artikel 10 genannten Texte werden dem 
Protokoll beigefügt. 

Artikel 10 

(1) Der Rat berät und beschließt nur auf der Grundlage 
von Schriftstücken und Entwürfen, die in den in der 
geltenden Sprachenregelung vorgesehenen Sprachen 
vorliegen, es sei denn, daß er aus Dringlichkeitsgründen 
einstimmig anders entscheidet. 

(2) Jedes Ratsmitglied kann gegen die Beratung 
Einspruch erheben, wenn der Wortlaut etwaiger Ände- 
rungsvorschläge nicht in denjenigen der in Absatz 1 
genannten Sprachen abgefaßt ist, die von ihm bezeichnet 
werden. 

Artikel 11 

Der Wortlaut der gemeinsam vom Europäischen Parla- 
ment und vom Rat angenommenen sowie der vom Rat 
angenommenen Rechtsakte wird von dem zum Zeitpunkt 
ihrer Annahme amtierenden Präsidenten und vom Gene- 
ralsekretär unterzeichnet. Der Generalsekretär kann die 
Unterzeichnung an Generaldirektoren des Generalsekreta- 
riats delegieren. 

Artikel 12 

Die gemeinsam vom Europäischen Parlament und vom 
Rat erlassenen Verordnungen sowie die Verordnungen des 
Rates tragen als Überschrift die Bezeichnung ,Verord- 
nung‘, eine Ordnungsnummer, den Zeitpunkt ihrer 
Annahme und die Bezeichnung ihres Gegenstands. 

Artikel 13 

Die gemeinsam vom Europäischen Parlament und vom 
Rat erlassenen Verordnungen sowie die Verordnungen des 
Rates enthalten ; 

a) die Formel ,Das Europäische Parlament und der Rat 
der Europäischen Union* bzw. ,Der Rat der Europä- 
ischen Union* ; 
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b) die Angabe der Bestimmungen, aufgrund deren die 
Verordnung erlassen wird ; voranzustellen sind die 
Worte »gestützt auf ; 

c) den Hinweis auf die erfolgten Vorschläge sowie auf 
Stellungnahmen und Anhörungen ; 

d) die Begründung der Verordnung, beginnend mit den 
Worten ,in der Erwägung, daß* bzw. ,in Erwägung 
nachstehender Gründe :* ; 

e) die Formel »haben folgende Verordnung erlassen* bzw. 
die Formel ,hat folgende Verordnung erlassen*, an die 
sich der verfügende Teil der Verordnung anschließt. 

Artikel 14 

(1) Die Verordnungen werden in Artikel unterteilt, die 
gegebenenfalls zu Kapiteln oder Abschnitten zusammen- 
gefaßt sind. 

(2) Der letzte Artikel einer Verordnung bestimmt den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens, falls dieser vor oder nach 
dem zwanzigsten auf die Veröffentlichung folgenden Tag 
liegt. 

(3) Nach dem letzten Artikel einer Verordnung folgen : 

— die Formel : »Diese Verordnung ist in allen ihren 
Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaaf, 

— als Datum ist der Zeitpunkt einzusetzen, zu dem die 
Verordnung erlassen worden ist, und 

— im Falle 

a) einer gemeinsam vom Europäischen Parlament und 
vom Rat erlassenen Verordnung die Formel : 

,Im Namen des ,Im Namen des 

Europäischen Parlaments Rates 

Der Präsident* Der Präsident* ; 

es folgen der Name des Präsidenten des Europä- 
ischen Parlaments und der Name des bei 
Annahme der Verordnung amtierenden Präsi- 
denten des Rates ; 

b) einer Verordnung des Rates die Formel : 

,Im Namen des Rates 
Der Präsident* ; 

es folgt der Name des bei Annahme der Verord- 
nung amtierenden Präsidenten des Rates. 

Artikel 15 

Die Rechtsakte im Sinne von Artikel 191 Absatz 1 des 
EG-Vertrags sowie die Rechtsakte des Rates im Sinne von 
vbsatz 2 desselben Artikels und von Artikel 163 Absatz 1 
des EAG-Vertrags werden auf Veranlassung des General- 
sekretärs im Amtsblatt veröffentlicht. Auf die gleiche 
'Vsise veröffentlicht werden die vom Rat gemäß den 
Verfahren der Artikel 189b und 189c des EG-Vertrags 


festgelegten gemeinsamen Standpunkte sowie die Begrün- 
dungen dazu. 

Artikel 16 

Die gemeinsam vom Europäischen Parlament und vom 
Rat erlassenen Richtlinien und Entscheidungen sowie die 
Richtlinien und Entscheidungen des Rates tragen die 
Überschrift »Richtlinie* bzw. »Entscheidung*. 

Die Empfehlungen und Stellungnahmen des Rates tragen 
die Überschrift »Empfehlung* bzw. »Stellungnahme*. 

Die Artikel 13 und 14 über die Verordnungen finden 
vorbehaltlich der anwendbaren Bestimmungen des 
Vertrags auf die Richtlinien und Entscheidungen entspre- 
chende Anwendung. 

Artikel 17 

(1) Die gemeinsamen Standpunkte im Sinne des Arti- 
kels J.2 und die gemeinsamen Aktionen im Sinne des 
Artikels J.3 des Vertrags über die Europäische Union 
tragen die jeweilige Überschrift : 

— »Gemeinsamer Standpunkt des Rates aufgrund von 
Artikel J.2 des Vertrags über die Europäische Union*, 

— »Gemeinsame Aktion des Rates aufgrund von Artikel 
J.3 des Vertrags über die Europäische Union*. 

(2) Die gemeinsamen Standpunkte, die gemeinsamen 
Maßnahmen und die Übereinkommen im Sinne des Arti- 
kels K.3 Absatz 2 des Vertrags über die Europäische 
Union tragen die Überschrift : 

— »Gemeinsamer Standpunkt des Rates aufgrund von 
Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union*, 

— »Gemeinsame Maßnahme des Rates aufgrund von 
Artikel K.3 des Vertrags über die Europäische Union*, 

— »Übereinkommen aufgrund von Artikel K.3 des 
Vertrags über die Europäische Union*. 

Artikel 18 

(1) Der Generalsekretär notifiziert denjenigen, an die 
sie gerichtet sind, die Richtlinien des Rates, die nicht 
unter Artikel 191 Absatz 2 des EG-Vertrags fallen, sowie 
die Entscheidungen und Empfehlungen des Rates. Er 
notifiziert ferner die gemeinsamen Standpunkte und die 
gemeinsamen Aktionen bzw. gemeinsamen Maßnahmen, 
die aufgrund von Artikel J.2, Artikel J.3 oder Artikel K.3 
des Vertrags über die Europäische Union festgelegt bzw. 
angenommen werden. Er kann Generaldirektoren des 
Generalsekretariats beauftragen, diese Notifizierungen in 
seinem Namen vorzunehmen. 

(2) Der Generalsekretär oder — in seinem Namen — 
ein Generaldirektor übermittelt den Regierungen der 
Mitgliedstaaten und der Kommission Ausfertigungen der 
Richtlinien des Rates, die nicht unter Artikel 191 
Absatz 2 des EG-Vertrags fallen, sowie die Entschei- 
dungen und Empfehlungen des Rates. 
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(3) Der Beschluß über die Veröffentlichung im Amts- 
blatt der gemeinsamen Standpunkte und der gemein- 
samen Aktionen bzw. gemeinsamen Maßnahmen 
aufgrund von Artikel J.2, Artikel J.3 oder Artikel K.3 des 
Vertrags über die Europäische Union sowie der 
Maßnahmen zur Durchführung gemeinsamer Aktionen 
bzw. gemeinsamer Maßnahmen und etwaiger 
Maßnahmen zur Durchführung der in Absatz 4 
genannten Übereinkommen wird von Fall zu Fall bei der 
Annahme der genannten Rechtsakte einstimmig vom Rat 
gefaßt. 

(4) Die vom Rat aufgrund von Artikel K.3 Absatz 2 des 
Vertrags über die Europäische Union ausgearbeiteten 
Übereinkommen werden im Amtsblatt veröffentlicht. 

Das Inkrafttreten dieser Übereinkommen wird im Amts- 
blatt bekannigegeben. 

(5) Der Rat entscheidet einstimmig, ob folgende 
Rechtsakte auf Veranlassung des Generalsekretärs im 
Amtsblatt zu veröffentlichen sind : 

— die Richtlinien, die nicht unter Artikel 191 Absätze 1 
und 2 des EG-Vertrags fallen, die Entscheidungen, 
und Empfehlungen ; 

— die zwischen den Mitgliedstaaten Unterzeichneten 
Übereinkommen. 

(6) Wird im Rahmen eines zwischen den Gemein- 
schaften und einem oder mehreren Staaten oder interna- 
tionalen Organisationen geschlossenen Abkommens ein 
Organ mit Beschlußfassungsbefugnis eingesetzt, so 
entscheidet der Rat zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses 
Abkommens, ob die Beschlüsse dieses Organs im Amts- 
blatt zu veröffentlichen sind. 


Artikel /9(') 

(1) Dem AStV obliegt es, die Arbeiten des Rates vorzu- 
bereiten und die ihm vom Rat übertragenen Aufgaben 
auszuführen. Alle Punkte auf der Tagesordnung einer 
Ratstagung werden vom AStV, sofern dieser nichts 
anderes beschließt, einer vorherigen Prüfung unterzogen. 
Der AStV bemüht sich, auf seiner Ebene Einvernehmen 
zu erzielen, so daß er den betreffenden Text dem Rat zur 
Annahme unterbreiten kann. Er sorgt dafür, daß die 
Akten dem Rat in angemessener Form vorgelegt werden. 
Im Fall der Dringlichkeit kann der Rat einstimmig 
beschließen, daß er ohne diese vorherige Prüfung berät. 

(2) Vom AStV oder mit Zustimmung des AStV können 
Ausschüsse oder Arbeitsgruppen eingesetzt werden, um 


(') Diese Bestimmungen berühren nicht die Rolle des Wäh- 
rungsausschusses, gemäß Artikel 109c des EG-Vertrags und 
den bereits vorliegenden einschlägigen Beschlüssen des Rates. 


zuvor bestimmte vorbereitende Arbeiten oder Untersu- 
chungen durchzuführen. 

(3) Den Vorsitz im AStV führt nach Maßgabe der 
Punkte, die auf seiner Tagesordnung stehen, der Ständige 
Vertreter oder der Stellvertreter des Ständigen Vertreters 
desjenigen Mitgliedstaats, der den Vorsitz im Rat wahr- 
nimmt. Ein Delegierter dieses Mitgliedstaats nimmt auch 
den Vorsitz der in den Verträgen vorgesehenen 
Ausschüsse wahr, sofern der Rat nichts anderes beschließt. 
Dasselbe gilt, sofern der AStV nichts anderes beschließt, 
für die in Absatz 2 genannten Ausschüsse und Arbeits- 
gruppen. Bei der Vorbereitung der Tagungen des Rates in 
den Zusammensetzungen, in denen er einmal je Halbjahr 
im ersten Quartal Zusammentritt, kann der Vorsitz in den 
Ausschüssen, mit Ausnahme des AStV, und in den 
Arbeitsgruppen, die im Halbjahr davor zusammentreten, 
von einem Delegierten desjenigen Mitgliedstaats geführt 
werden, der den Vorsitz auf den genannten Tagungen des 
Rates wahrzunehmen hat. 


Artikel 2(9 (') 

Unbeschadet der übrigen Bestimmungen dieser 
Geschäftsordnung organisiert der Vorsitz die Sitzungen 
der verschiedenen Ausschüsse und Arbeitsgruppen so, daß 
ihre Berichte vor der Tagung der AStV vorliegen, auf der 
sie geprüft werden. 


Artikel 21 

(1) Der Rat wird von einem Generalsekretariat unter- 
stützt, das einem Generalsekretär untersteht. Der General- 
sekretär wird vom Rat durch einstimmigen Beschluß 
ernannt. 

(2) Der Rat entscheidet über die Organisation des 
Generalsekretariats. 

Unter der Aufsicht des Rates trifft der Generalsekretär alle 
erforderlichen Maßnahmen für das reibungslose Arbeiten 
des Generalsekrelariats. 

(3) Der Generalsekretär legt dem Rat den Entwurf 
eines Haushaltsvoranschlags für die Ausgaben des Rates 
so frühzeitig vor, daß die in den Finanzvorschriften fest- 
gesetzten Fristen gewahrt werden können. 

(4) Der Generalsekretär verwaltet die dem Rat zur 
Verfügung gestellten Mittel gemäß der in Artikel 78h des 
EGKS-Vertrags, Artikel 209 des EG-Vertrags und Artikel 
183 des EAG-Vertrags genannten Haushaltsordnung. 


Artikel 22 

Die Bedingungen für den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten des Rates, deren Bekanntgabe keine schwer- 
wiegenden oder nachteiligen Folgen hat, werden vom Rat 
festgelegt. 
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Artikel 23 

Die Regelungen über die Sicherheit werden vom Rat 
angenommen. 

Artikel 24 

Wird der Generalsekretär des Rates für ein zwischen der 
Gemeinschaft und einem oder mehreren Staaten oder 
internationalen Organisationen geschlossenes 

Abkommen, ein Übereinkommen zwischen Mitglied- 
staaten oder ein Übereinkommen gemäß Artikel K.3 des 
Vertrags über die Europäische Union als Verwahrer 
benannt, so werden die Ratifikations-, Annahme- bzw. 
Genehmigungsurkunden zu diesen Abkommen oder 
Übereinkommen am Sitz des Rates hinterlegt. 

In diesen Fällen nimmt der Generalsekretär alle Aufgaben 
des Verwahrers eines Vertrags wahr und trägt außerdem 
dafür Sorge, daß der Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
betreffenden Abkommen oder Übereinkommen im 
Amtsblatt veröffentlicht wird. 


Artikel 25 

(1) Vorbehaltlich besonderer Verfahren kann der Rat 
vor dem Europäischen Parlament oder einem seiner 
Ausschüsse durch den Vorsitz oder ein anderes Mitglied 
vertreten werden. Im Auftrag des Vorsitzes kann sich der 
Rat vor diesen Ausschüssen auch durch seinen Generalse- 
kretär oder durch hohe Beamte des Generalsekretariats 
vertreten lassen. 

(2) Der Rat kann dem Europäischen Parlament seine 
Ansichten auch schriftlich mitteilen. 

Artikel 26 

Die für den Rat bestimmten Schreiben werden an den 
Präsidenten am Sitz des Rates gerichtet.“ 

Geschehen zu Brüssel am 6. Dezember 1993. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
W. CLAES 
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ANHANG 


Der Rat wird als Gesetzgeber im Sinne von Artikel 7 Absatz 5 erster Gedankenstrich tätig, wenn er auf der 
Grundlage der einschlägigen Bestimmungen der Verträge, insbesondere auf der Grundlage von Artikel 43 
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft oder im Rahmen der Verfahren der Artikel 
189b und 189c dieses Vertrages, im Wege von Verordnungen, Richtlinien oder Entscheidungen Vorschriften 
erläßt, die in den oder für die Mitgliedstaaten rechtlich bindend sind ; ausgenommen sind hierbei Entschei- 
dungsprozesse, die zum Erlaß von internen Maßnahmen, von Verwaltungsakten oder Haushaltsmaßnahmen, 
von Rechtsakten betreffend die interinstitutionellen oder die internationalen Beziehungen oder von nicht 
bindenden Rechtsakten wie Schlußfolgerungen, Empfehlungen oder Entschließungen führen. Bei Entschei- 
dungsprozessen, die zu Probeabstimmungen oder zur Annahme vorbereitender Rechtsakte führen, werden 
die Abstimmungsprotokolle nicht veröffentlicht. 
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7. 

Der Europäische Rat bestätigte seine in Birmingham einge- 
gangene Verpflichtung für eine offenere Gemeinschaft einzu- 
treten, und verabschiedcL die in Anlage 3 aufgeführten 
spezifischen Maßnahmen. 

Die Schlußfolgerung in bezug auf den Zugang zu den Arbeiten 
des Rates wird Ende 1994 überprüft. 

Der Europäische Rat begrüßte die von der Kommission kürz- 
lich beschlossenen Maßnahmen auf dem Gebiet der Transpa- 
renz. Hierzu gehören folgende Punkte: Erstellung des jähr- 
lichen Arbeitsprögramms im Oktober, damit eine breitere 
Debatte möglich ist, und zwar auch in den nationalen Parla- 
mentep; Bemühen um engere Abstimmung mit dem Rat über 
das jährliche Legislativprogramm; breitere Konsultationen vor 
der Ausarbeitung von Vorschlägen, und zwar auch mit Hilfe 
von Grünbüchem; Veröffentlichung der Kommissionsdoku- 
mente in allen Gemdnschaftssprachen sowie Einräumung 
höherer Priorität für die Konsolidierung und Kodifizierung 
von Rechtstexten. 

Der Europäische Rat ersuchte wie bereits in Birmingham die 
Kommission, Anfang nächsten Jahres ihre Arbeiten aufgrund 
der im Maastrichter Veitrag enthaltenen Erklärung über einen 
veibesserten Zugang zu den ihr und den anderen Gemein- 
schaftsorganen vorliegenden Informationen abzuschließen, 

Beitritt neuer Mttgüedstaaten zur Union 

8 . 

Der Europäische Rat hatte in Lissabon vereinbart, daß die 
Verhandlungen mit den EFTA-Ländem, die Mitglied der 
Union wotlen wollen, unmittelbar nach der Ratifizierung des 
Vertrags Über die Eoix^>äische Union und nach der Erzielung 
eines Einveniefaiiiens tfter das DekxvPaket II eiofüiet werden. 

Aiigesichts der Tatsadie, daß über die künftige Finanzierung 
Etnvemehineo erzidt worden ist und daß der Vertrag über die 
Europäische Unk» woU bald von allen Mitgliedstaaten ratifi- 
zkit werden dürfte, ist der Europäische Rat übereingdcoin- 
men, daß die ErweitenmgsverlKmdlongen mit Östmdch, 
Schweden und Finnland Anfang 1993 aufgenommen werden. 

Grundlage für diese Verhandlungen ist der allgemeine Ver- 
handlungstahmen, den d^ Rat «Allgemeine Angelegenheiten** 
auf seiner Tagung am 7. Dezember zur Kenntnis genommen 
hat Die Veihandlungen weiden nach Artikel O des Vertrages 
über die Europäische Union weitergeführt sobald dieser Ver- 
trag in Kraft tritt und können erst abgeschlossen werden, 
nachdem der Vertrag über die Europäische Union von allen 
Mitgliedstaaten ratifiziert worden ist 

Bedingung für die Mitgliedschaft wird es sein, daß der Vertrag 
über die Europäische Union und der gemeinschaftliche Besitz- 
stand - vorbehaltlich eventueller in den Verhandlungen ver- 
einbarter Obeigangsmaßnahmen - vollständig akzeptiert 
werden. Der Europäische Rat hat den Ministerrat ersucht die 
Eröffnung von Verhandlungen mit Norwegen auf der gleichen 
Grundlage zu beschließen, sobald die Stellungnahme der 
Kommission zum Beitrittsgesuch Norwegens vorliegt Die 
Verhandlungen sind soweit wie möglich parallel zu führen. 

Er hat die Kommission ersucht in ihrer Stellungnahme zum 
Beitrittsgesuch der Schweiz der Position der Schweizerischen 
Behörden nach dem Referendum über das EWR- Abkommen 
Rechnung zu tragen. Er begrüßt es, daß Kontakte mit den 
EFTA-Ländem aufgenommen worden sind, um die nächsten 
Verfahrensschrilte im Zusammenhang mit den Abkommen 
festzulegen. 


GATT 

9. 

Der Europäische Rat begrüßte die Wiederaufnahme der Ver- 
handlungen im Rahmen der Uruguay-Runde des GATT in 
Genf. Er bekräftigte die von ihm in Birmingham eingegangene 
Verpflichtung, zu einem baldigen, umfassenden und ausgewo- 
genen Übereinkommen zu gelangen, und rief alle Parteien 
dazu auf, die Verhandlungen dementsprechend zum Abschluß 
zu bringen. Er nahm zur Kenntnis, daß das letztlich zu erzie- 
lende Ergebnis als ein Gesamtpaket beurteilt werden muß. 

Förderung des wirtschaftlichen Aufschwungs in Europa 

10 . 

Der Europäische Rat hörte einen Bericht des Präsidenten der 
Kommission über die wirtschaftliche Lage. Er erörterte die 
Aussichten für Wachstum und den Anstieg der Arbeitslosig- 
keit. Er kam überein, die Maßnahmen und Initiativen zu 
ergreifen, die in der in Anlage 4 enthaltenen Erklärung 
genannt sind. 

Binnenmarkt 

11 . 

Der Europäische Rat nahm mit besonderer Genugtuung zur 
Keiurtnis, daß das Programm des Weißbuches zur Schaffung 
des Biimenmaiktes in allen wesentlichen Aspekten zum 
31. Dezember 1992 erfolgreich abgeschlossen sein wird. Für 
die Gemeinschaft wird das ein historischer Augenblick sein, in 
dem sich eines der Gmndziele des Vertrages von Rom erfüllt 
Der große Binnenmarkt -stellt eine nicht mdir rückgängig zu 
machende Leistung dar. Er wird den Verbrauchern größere 
Auswahl und niedrigere Preise bieten; er wird zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen beitragen urid die internationale Wettbe- 
werbsfähigkeit der Wirtschaft in Europa verbessern. Die Ge- 
meinschaft wird auch weiterhin für den Welthandel und die 
weltweite Investitionstäti^it offen sein. 

12 . 

Der Europäische Rat nahm zur Kenntnis, daß seit 1985 Über 
500 Maßnahmen in bezug auf den Binnenmarkt verabsdiiedet 
wurden, die nahezu alle Maßnahmen des ur^Hrünglichen 
Weißbuches umfasseiL Er äußerte seine Aneikmmung für <Üe 
entsdieidende Rolle da* Kommission bei der Einleitung ^eses 
Programms sowie für die konstruktive Zusammenarbeit in 
diesem Zusammenhang zwischen Rat und Europäischem Par- 
lament Die mit der Einheitlichen Europäische Akte einge- 
führten Beschloßfassungsverfahien haben sich für den recht- 
zeitigen Abschluß des Programms als unentbehrlich erwiesen. 

13, 

Die Arbeit in bezug auf das Binnenmarktprogramm war sehr 
weilgespannt; sie umfaßte die Öffnung des öffentlichen Auf- 
tragswesens, die Liberalisierung des Verkehrssektors und der 
finanziellen Dienstleistungen, die Verbesserung der gemein- 
schaftsweiten Anerkennung von Produktnormen, die Beseiti- 
gung nichttarifärer Handelshemmnisse ebenso wie die Erleich- 
terung für die Bürger, überall in der Gemeinschaft zu arbeiten. 

14. 

Der Europäische Rat begrüßte die vor kurzem erzielten Ver- 
einbarungen über Maßnahmen im Bereich der indirekten Be- 
steuerung, Wertpapierdienstleislungen, Kulturgüter und die 
Zuweisung von Zeitnischen auf Flughäfen; er begrüßte ferner 
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Im Bereich der technischen Vorschriften gilt es, eine Reihe 
von Richtlinien zu straffen, deren technische Spezifikationen 
zu detailliert sind und nach dem neuen Harmonisierungskon- 
zept durch die Festlegung der wesentlichen Anforderungen 
ersetzt werden könnten, denen die fraglichen Erzeugnisse 
genügen müssen, um zum freien Verkehr in der Gemeinschaft 
zugelassen zu werden. Es handelt sich insbesondere um die 
Harmonisierungsrichtlinien im Bereich der Lebensmittel 
(Konfitüren, natürliche Mineralwässer, Honig, Kaffee-Extrakt, 
Fruchtsäfte). Die Kommission wird ferner vorschlagen, den 
Geltungsbereich bestimmter Richtlinien abzuklären, die zwar 
nach dem neuen Harmonisierungskonzept aufgebaut sind, bei 
denen jedoch Überschneidungsprobleme bestehen (z. B. Nie- 
derspannungsrichtlinie, Arbeitsmittel). 

Im Bereich der beruflichen Qualifikationen wird die Kommis- 
sion die - schon relativ lange bestehenden Richtlinien für 
bestimmte Berufe überprüfen, um ihre Anwendung zu verein- 
fachen und der gegenseitigen Anerkennung mehr Gewicht zu 
geben. 

Im Umweltbereich, vor allem auf dem Gebiet der Luftreinhal- 
tung und des Gewässerschutzes, wird die Kommission die 
bestdienden Vorschriften nach Maßgabe der neuesten Er- 
kenntnisse und des technischen Fortschrittes vereinfachen, 
konsolidieren und anpassen. 

Im Bleich der Landwirtschaft, und insbesondere in bezug auf 
den Rechnungsabschluß, beabsichtigt die Kommission, den 
nationalen Behörden eine größere Verantwortung bei der An- 
wendung des Gemeinschaftsrechts zu übertragen und ihnen 
unter bestimmten Bedingungen die Möglichkeit zu geben, 
Vergleidie mit Bnzelpersonen abzuscfaließeit 

Im Bereich des Herscfautzes in Haitangsbetrieben werden 
aufgrund der Tatsadie, daß alle Mitgliedstaaten und die Ge- 
meinsdiaft dem europäisdien Übereinkommen zum Schutz 
von Heren in hmdwidschaftlichen Tieiiialtungen beig^reten 
sind, die Richtlinien des Rates, die auf Verlangen des Parla- 
ments sehr strenge Normen für den Schutz von Schweinen, 
Kälbern und Legdiühnero enthalten, überflüssig. Allerdings 
besteht auch weiterhin die Notwendigkeit gemeinschaftlicher 
Vorschriften, die Minimalanfordeningen für den Tierschutz 
festlegen, damit gleidie Wetdiewerbsbedingungen geschaffen 
werden und der fteie Vokehr gewährleistet ist 

Im Bmich Sozialpolitik sind nach Auffassung der Kommis- 
sion sämtlidie auf Artikel 118a gestützten Richtlinien jünge- 
ren Datums und daher noch nicht zu überprüfen. Sie sollten 
vielmehr vorrangig durch die Umsetzung aller Bestiimnuagen 
der Charta der sozialen Grundrechte ergänzt werden. Aller- 
dings erscheint es angezeigt die zahlreichen veralteten Ver- 
ordnungen über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer schnellst- 
möglidi zu vereinfachen und zu kodifizieren. 

3. 

Schließlich wird die Kommission nach Konsultationen mit den 
betroffenen Kreisen bestimmte bereits geplante Initiativen 
nicht weiter verfolgen. 

So verzichtete sie z. B. auf die Harmonisierung der Kenn- 
zeichenschilder von Kraftfahrzeugen und auf die Reglementie- 
rung der Glücksspiele. 

Die Kommission ist zudem der Auffassung, daß bestimmte 
Vorhaben zur Harmonisierung technischer Vorschriften (z. B. 
diätetische Lebensmittel, gebrauchte Maschinen, zerlegbare 
Konstruktionen und Ausrüstungen für Vergnügungsparks und 
-messen, Maschinenbauteile, vor allem Schraubenbolzen), die 
in Vorbereitung waren, nicht weiter verfolgt werden müssen. 

Die Kommission wird generell auf ihrem Initiativmonopol 
bestehen und sich weigern, Richtlinien vorzuschlagen, die 


vom Ministerrat auf seinen informellen Tagungen gefordert 
werden. Sie wird konsequenter als bisher Änderungsanträge 
des Rates und des Parlaments zurückweisen, wenn diese gegen 
den Grundsatz der Verhälinismäßigkeit verstoßen oder die 
Richtlinien oder Empfehlungen über das erforderliche Maß 
hinaus komplizieren würden. 

Teil A Anlage 3 

Transparenz - 

Durchführung der Erklärung von Birmingham 

ZUGANG ZU DEN ARBEITEN DES RATES 

Der Rat wird seine Arbeiten zunächst in folgenden Bereichen 
für die Öffentlichkeit zugänglich machen: 

a) Öffentliche Aussprachen über das Arbeitsprogramm und 
über bedeutende Initiativen von Geineinschaftsinteresse 

i) Öffentliche Orientienuigsaussprachen über entsprechende 
Aibeitsprogramme des Vorsitzes oder der Kommission 
sowohl im Rat „Allgemeine Angelegenheiten** als auch im 
Rat „Wirtschaffs- und Finanzfragen**. Der Zeitpunkt wird 
vom Vorsitz festgesetzt. 

ii) Es sollte regelmäßige öffentliche Aussprachen üb^ bedeu- 
tende Fragen geben, die für die Gemeinschaft von Interesse 
sind. Der Vorsitz, die Mitgliedstaaten oder die Kommis- 
sion könnten Themen für die öffentliche Aussprache Vor- 
schlägen, und der Rat entscheidet darüber von Fall zu 
Fall 

b) Rechtsvorschriften 

Ober Vorschläge für bedeutende neue Rechtsvorschriften 
sollte, wann immer dies zweckmäßig erscheint, im jew^gen 
Rat anhand des Kommissionsvorschlags dne öffentliche De- 
batte gefühlt werden. Der Vorsitz, die Mitgliedstaaten oder die 
Kommission können Bnzelthemen für eine Aussprache ver- 
schlagen, und der Rat entscheidet darüber von Fall zu FalL Die 
Verhandlungen im Rahmen des Rates über Rechtsvorsdiiiften 
werden weiterhin vertraulich geführt 

c) Veröffentlichung von Abstimmungsprotokollen 

Bd fönnlichen Abstimmungen im Rat wird das Abstimmungs- 
protokoll Ceinschließlich von Erklärungen zur Stimmabgabe, 
wenn die Delegationen dies beantragen) veröffentlicht 

d) Die Entscheidung darüber, ob die Aussprache über ein 
spezielles Thema im Rahmen des Buchstabens a Ziffer ii und 
des Buchstabens b Öffentlich zu führen ist wird einstimmig 
getroffen. 

e) „Öffentlichkeit** wird durch die Femsehübertragung der 
Aussprache im Pressebereich des Ratsgebäudes erzielt. 

INFORMATION ÜBER DIE ROLLE DES RATES 
A. Transparenz bei den Beschlüssen des Rates 

~ Ausdehnung der im Laufe der Jahre entstandenen 
Praxis der meisten Räte, die Tagungsergebnisse in den 
Mitteilungen an die Presse ausführlich darzulegen, auf 
die Räte in all ihren Zusammensetzungen (mit Ausnah- 
men für die Fälle, in denen eine solche Unterrichtung 
den Interessen von Mitgliedstaaten, des Rates oder 
der Gemeinschaft abträglich wäre, z. B. bei Verhand- 
lungsmandaten). Systematischere Veröffentlichung von 
erläuternden Zusammenfassungen zu vom Rat ange- 
nommenen wichtigen A-Punkten. Bei der Abfassung 
von Schlußfolgerungen sollte mehr Sorgfalt darauf ver- 
wendet werden, daß sic für die Öffentlichkeit verständ- 
lich sind. 
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~ Bessere Hintergrundinformationen zu Ratsbeschlüssen 
in Form von leicht verständlichen Informalions vermer- 
ken des Sekretariats (d. h. Ziel, Werdegang, Verbin- 
dung zu anderen Themen), die nach Möglichkeit auf 
Presse-Briefings vor Ratstagungen zur Verteilung vor- 
liegen sollten. Hierbei könnten in Zukunft auch Fragen 
der gemeinsamen Außen- und Sichcrheitspolitik sowie 
die Bereiche Inneres und Justiz einbezogen werden, 
wobei allerdings in bestimmten Bereichen den spezifi- 
schen Vertraulichkeitserfordemissen Rechnung zu tra- 
gen ist. 

- Systematische Presse-Briefings mit Hintergrundinfor- 
mationen vor Ratstagungen durch den Vorsitz mit Un- 
terstützung des Ratssekretariats (bislang organisiert 
nicht jeder Vorsitz derartige Briefings, und häufig 
sind diese auf die Vertreter der nationalen Presse be- 
schränkt). 

- Veröffentlichung der vom Rat nach den Verfahren der 
Artikel 189 b und 189 c festgelegten gemeinsamen 
Standpunkte sowie der zugehörigen Begründungen. 

- Das genannte Informationsmaterial muß frühzeitig in 
allen Gemeinschaftssprachen vorliegen. 

B, Verstärkung der allgemeinen Information 

über die Rolle und die Tätigkeit des Rates 

- Der Jahresbericht, der bisher mit großer Verzögerung 
veröffentlicht wird, soll künftig unter der Verantwor- 
tung des Generalsekretärs am Jahresanfang veröffent- 
licht werden. Er soll interessanter und für die Öffent- 
lichkeit verständlicher gestaltet werden, und es ist dafür 
zu sorgen, daß er sich mit dem Jahresbericht der Kom- 
mission nicht überschneidet, sondern diesen ergänzt. 
Außerdem sollte eine kurze Zusammenfassung für eine 
breitere Verteilung erstellt werden. 

- Generelle Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit des Ra- 
tes einschließlich Ausbau des Pressedienstes. Auswei- 
tung der bereits recht intensiven Informationstätigkeit 
(Besuchergruppen) der Dienststellen des Sekretariats. 
Ausarbeitung eines Programms für Besuche von Jour- 
nalisten (insbesondere von Redakteuren, die über EG- 
Fragen berichten), die nicht in Brüssel ansässig sind (in 
Zusammenarbeit mit der Kommission). 

C. Zusammenarbeit und schnellere Übermittlung 

von Informationsmaterial 

- Aktivierung der bereits bestehenden Gruppe „Informa- 
tion“ des Rates und Ausdehnung auf andere Organe 
mit dem Ziel einer abgestimmten Entwicklung von 
Informationsstrategien 

- Zusammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und Ge- 
meinschaftsorganen im Bereich der Information 

- Einsatz neuer Kommunikationstechnologien wie z. B. 
Datenbanken und Electronic Mail für die Bereitstellung 
von Informationen außerhalb der Orte der Ratstagungen 
(Brü ssel/Luxemburg). 

VEREINFACHUNG DES GEMEINSCHAFTSRECHTS 
UND ERLEICHTERUNG DES ZUGANGS 
ZUM GEMEINSCHAFTSRECHT 

I. Klarere und einfachere Gestaltung 

neuer gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften 

Der technische Charakter der meisten Texte und das Erfor- 
dernis, einen Kompromiß zwischen den verschiedenen natio- 
nalen Standpunkten zu finden, erschweren oft die Abfassung 
von Rechtsvorschriften; dennoch sollten beispielsweise die 


folgenden praktischen Schritte zur Verbesserung der Quali- 
tät der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften unternommen 
werden: 

a) Es sollten Leitlinien für die Abfassung der gemeinschaft- 
lichen Rechtsvorschriften vereinbart werden, die Kriterien 
umfassen, anhand deren die Qualität der Rechtsvorschrif- 
ten überprüft werden müßte. 

b) Die Delegationen der Mitgliedstaaten sollten bemüht sein, 
die Qualität der Rechtsvorschriften auf allen Ebenen bei 
der Behandlung in den Ratsgremien sorgfältiger zu über- 
prüfen. 

c) Der Juristische Dienst des Rates sollte ersucht werden, 
Entwürfe von Rechtsvorschriften vor deren Annahme 
durch den Rat regelmäßig zu überprüfen und erforder- 
lichenfalls Vorschläge für eine geeignete Umformulierung 
zu machen, um diese Rechtstexte so einfach und klar wie 
möglich zu gestalten. 

d) Die Gruppe der Rechts- und Sprachsachverständigen, die 
alle Rechtsvorschriften vor deren Annahme durch den Rat 
(unter Mitwirkung nationaler Rechtssachverständiger) ab- 
schließend rechtlich überarbeitet, sollte Vorschläge für 
eine einfachere und klarere Abfassung der Texte ohne 
inhaltliche Änderung machen. 

II. Verbesserter Zugang zu den bestehenden 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft 

Durch eine raschere und sytemati schere Konsolidierung bzw. 
Kodifizierung könnten die Rechtsvorschriften der Gemein- 
schaft in knapper und verständlicher Form leichter zugänglich 
gemacht werden. In diesem Zusammenhang sollte auch eine 
Verbesserung des CELEX-Datenbanksystems in Erwägung 
gezogen werden. 

1. Verbesserte und systematische Konsolidierung 
bzw. Kodifizierung gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften 

Beide Wege - nichtamtliche Konsolidierung und amtliche 
Kodifizierung*) - müssen parallel beschritten werden. 

a) Bei der nichtamtlichen Konsolidierung kommt dem Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Ge- 
meinschaften eine wichtige Rolle zu. Entsprechende Pla- 
nungen haben bereits vor einiger Zeit begonnen: ab 1993 
kommt ein neues System zum Einsatz, mit dem von allen 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft, die künftig geändert 
werden, im Anschluß an eine derartige Änderung automa- 
tisch eine konsolidierte Fassung erstellt werden kann. Zwei 
Jahre später soll das System in der Lage sein, das gesamte 
Gemeinschaftsrecht (auch das der Vergangenheit) zu er- 
fassen, sofern ausreichende Mittel zur Verfügung gestellt 
werden. Die konsolidierten Rechtsvorschriften sollten (in 
der Reihe C des Amtsblatts) unmittelbar veröffentlicht 
- gegebenenfalls nach Hinzufügung der Erwägungsgründe ~ 
und/oder über CELEX bereitgestellt werden. 

b) Die amtliche Kodifizierung ist von großer Bedeutung, da 
sie hinsichtlich der Frage, welches Recht zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt auf einen spezifischen Gegenstand 
anwendbar ist, Rechtssicherheit bietet. 


') Es ist klar zwischen zwei Konzepten zu unterscheiden: 

- Bei einer nichtamtlichen Konsolidierung werden die verstreuten Teile von Rechtsvor* 
Schriften zu einer bestimmten Frage ohne Einschaltung eines Rechtsetzungsverfah- 
rcns redaktionell zusammengestellt; die Konsolidierung hat keine Rechts Wirkung, 
und alle Teile behalten ihre Geltung (siehe beispielsweise die konsolidierte Fassung 
der Haushaltsordnung in ABI. C 80 vom 25. 3. 1991. S. 1). 

-* Bei einer amtlichen Kodifizierung wird im Rahmen der üblichen Verfahren ein 
ft^licher gemeinschaftlicher Rechtsakt angenommen, durch den alle bisher gelten- 
den Texte aufgehoben werden (siehe beispielsweise die Verordnung des Rates über 
die (jcmeinsame Marktorganisation für Fischercierzeugnisse in ABI. L354 vom 
23. 12. 1991, S. 1). 
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Da eine amtliche Kodifiziemng nur mittels der einschlägi- 
gen Rechtssetzungsverfahren erfolgen kann, müssen Prio- 
litälen aufgestellt werden und es muß ein beschleunigtes 
Arbeitsverfahren zwischen den drei Organen, die Rechtset- 
zungsbefugnisse haben, vereinbart werden. 

i) Amtliche Kodifizierungen sollten nach vorheriger Eini- 
gung über Prioritäten vorgenommen werden. Die Kom- 
mission w'ird nach entsprechenden Konsultationen in 
ihrem Arbeitsprogramm solche Prioritäten Vorschlä- 
gen. 

ii) Es sollte ein für alle Beteiligten akzeptables Arbeitsver- 
fahren entwickelt werden, mit dem sich kodifizierte 
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft (die an die Stelle 
bestehender Rechtsvorschriften treten, ohne sie inhalt- 
lich zu ändern) schnell und effizient verabschieden 
lassen. Eine beratende Gruppe aus Mitgliedern der 
Juristischen Dienste der Kommission, des Rates und 
des Parlaments würde bei den erforderlichen Vorarbei- 
ten mitwirken, damit kodifizierte gemeinschaftliche 
Rechtsvorschriften im Rahmen des normalen Beschluß- 
fassungsverfahrens möglichst rasch angenommen wer- 
den können. 

2. Ausbau des Datenbanksystems CELEX ') 

CELEX sollte mit folgender Zielsetzung verbessert werden: 

a) Aufholung des Rückstands in bezug auf 

- die bestehenden Rechtsvorschriften 

- Eingaben in die Datenbank in den Sprachen Griechisch, 
Spanisch und Portugiesisch; 

b) benutzerfreundlichere Gestaltung des Systems und erleich- 
terter Zugang für die Öffentlichkeit. 

Die erforderlichen Finanzmittel sollten bereitgestellt werden. 

Teil A Anlage 4 

Erklärung 

zur Förderung des wirtschaftlichen Aufschwungs in Europa 

1. 

Die Vollendung des Europäischen Binnenmarktes am Jahres- 
ende, die Ratifikation des Maastrichter Vertrags, eine Eini- 
gung über die künftige Finanzierung der Gemeinschaft und ein 
rascher, erfolgreicher Abschluß der GATT-Verhandlungen 
sind von entscheidender Bedeutung für die Stärkung der euro- 
päischen Wirtschaft und würden dem Vertrauen erheblichen 
Auftrieb geben. 

2 . 

Die Ziele der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten sollten 
weiterhin dem Maastrichter Vertrag entsprechen: Offene 
Märkte mit freiem Wettbewerb, umweltverträgliches Wachs- 
tum, stabile Preise bei gesunden öffentlichen Finanzen und 
soliden geldpolitischen Rahmenbedingungen sowie eine auf 
Dauer tragbare Zahlungsbilanz. Die Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten wird sich weiterhin von diesen Zielen leiten 
lassen. Die Mitgliedstaaten sind nach wie vor entschlossen, 
den im Maastrichter Vertrag aufgestellten Konvergenz-Krite- 


') Das CELEX'System (automatisierte Dokumentation des Gemeinschaftsrechls) wurde 
1970 als interinstitutionelles automatisiertes Dokumentationssystem geschaffen; 1981 
wurde es der Öffentlichkeit zugänglich gemacht; cs enthält das gesamte Gemein- 
schaftsrechL 

Am 13. November 1991 hat der Rat eine Entschließung Über die Umgestaltung der 
Arbeitsweise des CELEX>Systems mit Blick auf größere Effizienz verabschiedet 
(ABI. Nr. C 308 vom 28. 11. 1991, S. 2). 


rien zu genügen und dem dem Rat vorgelegten Konvergenz- 
programm einschließlich der mittelfristigen Ziele der Haus- 
hallskonsolidierung in vollem Umfang nachzukommen. 

3. 

Der Europäische Rat ersuchte die Mitgliedstaaten, auf die 
jeweiligen nationalen Erfordernisse zugeschnittene konzertier- 
te wirtschaftliche Maßnahmen zu treffen, die das Vertrauert 
stärken und den wirtschaftlichen Aufschwung fördern. Die 
Maßnahmen sollten auf die Verbesserung der Wachstums- 
aussichten und auf die Schaffung dauerhafter Arbeitsplätze 
abzielen; sie sollten ferner innerhalb eines mittelfristigen Rah- 
mens getroffen werden, der auf den im Maastrichter Vertrag 
aufgestellten Konvergenz-Grundsätzen aufbaut. 

4. 

Die Mitgliedstaaten sollten 

- entsprechend den Jeweiligen nationalen Bedingungen jede 
Möglichkeit w'ahmehmen, den zur Verfügung stehenden 
begrenzten haushaltspolitischen Spielraum zu nutzen; 

- die Prioritäten bei ihren öffentlichen Ausgaben soweit wie 
möglich auf Infrastruktur- sowie sonstige Anlageinvestitio- 
nen und auf rentable wachstumsfördemde Ausgaben aus- 
richten; 

- Maßnahmen zur Förderung "von Privatinvestitionen, insbe- 
sondere Investitionen kleiner und mittlerer Unternehmen 
(KMU) treffen; 

- sich weiter für die Verbesserung der Effizienz ihrer Wirt- 
schaft einsetzen, beispielsweise durch die Kürzung von 
Subventionen und die Förderung von Wettbewerb und 
Marktelastizität; 

- sich um Zurückhaltung bei den Tarifabschlüssen im öffent- 
lichen Dienst bemühen. Der Europäische Rat stellte fest, 
daß Lohnzurückhaltung dabei helfen würde, die laufenden 
Staatsausgaben unter Kontrolle zu halten, zu den dringend 
benötigten Verbesserungen der Wettbewerbsfähigkeit bei- 
tragen würde und eine Hilfe zur Senkung der Arbeitslosig- 
keit wäre. 

Ein gesundes staatliches Finanzgebaren zusammen mit einer 
niedrigen Inflationsrate und Mäßigung bei den Tarifabschlüs- 
sen wird bei der Schaffung der Voraussetzungen für Zins- 
senkungen helfen. 

5. 

Der Europäische Rat wird die wirtschaftlichen Aussichten 
weiterhin genau beobachten und die Lage auf seiner nächsten 
Tagung erneut prüfen. Er ersuchte den ECOFIN-Rat, 

- die entsprechenden einzelstaatlichen Maßnahmen im Rah- 
men der multilateralen Überwachung zu prüfen; 

-die Leistungen der einzelnen Volkswirtschaften vor dem 
Hintergrund der jeweiligen Programme für wirtschaftliche 
Konvergenz zu verfolgen; 

- Maßnahmen für ein besseres Funktionieren des Arbeits- 
marktes aufzuzeigen. 

6 . 

Der Europäische Rat ist der Auffassung, daß ergänzende 
und unterstützende Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene die 
Wirksamkeit der einzelstaatlichen Maßnahmen verbessern. 
Daher ersuchte der Europäische Rat 

~ den Rat und die Europäische Investitionsbank (EIB), nach 
gebührender Konsultation der Kommission rasch und wohl- 
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